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21. Abgeordnete
Cornelia

Behm

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

We
desa
mei
Fläc
sind
lche weiteren Kriterien berücksichtigt die Bun-
nstalt für Immobilienaufgaben (BImA) allge-

n bei der Entscheidung über den Verkauf von
hen, wenn öffentliche Interessen direkt berüht
, wie beispielsweise am Griebnitzsee in Pots-

dam, wo die Stadt Potsdam nach Verhandlungen
mit der BImA über alle zum Verkauf stehenden
Uferflächen einen Preis von 2,6 Mio. Euro geboten
hat, aber nach öffentlichem Bekanntwerden dieses
Preises jetzt laut Zeitungsberichten ein höheres
Kaufangebot eines privaten Bieters eingegangen ist,
oder ist in jedem Fall mit dem Verkauf an den
Meistbietenden zu rechnen?
Gesch�ftsbereich des Bundesministeriums f�r Arbeit
und Soziales
22. Abgeordnete
Brigitte

Pothmer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Wie
Par
nist
auf
tion
beurteilt die Bundesregierung die Aussage des
lamentarischen Staatssekretärs beim Bundesmi-
er für Arbeit und Soziales, Dr. Ralf Brauksiepe,
der Plattform „Abgeordnetenwatch“, die Koali-
der CDU/CSU und FDP hätte sich für die ge-

trennte Trägerschaft im Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch (SGB II) entscheiden müssen, weil die SPD
eine Verfassungsänderung in diesem Bereich nicht
mittragen würde, auch vor dem Hintergrund, dass
die Fraktion der CDU/CSU im Deutschen Bundes-
tag am 18. März 2009 selbst erklärt hatte, eine Ver-
fassungsänderung nicht mittragen zu wollen und da-
durch einen ausgehandelten Kompromiss in Sachen
Trägerschaft zum Scheitern brachte?
23. Abgeordnete
Brigitte

Pothmer

(BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Ist
stan
sich
DIE
reit
die Bundesregierung offen dafür, den Fortbe-
d der Jobcenter und der Optionskommunen zu
ern, wenn neben der Fraktion BÜNDNIS 90/
GRÜNEN auch die Fraktion der SPD ihre Be-

schaft erneuert, eine dafür notwendige Verfas-
sungsänderung zu tragen, da die geplante getrennte
Trägerschaft im SGB II nach Aussage des Parla-
mentarischen Staatssekretärs beim Bundesminister
für Arbeit und Soziales, Dr. Ralf Brauksiepe, wegen
des zusätzlichen bürokratischen Aufwands nicht die
bevorzugte Lösung sei?


